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Entwidmung der öffentlichen Wegefläche
Mühlenhagen vor Nummer 63

Es ist beabsichtigt, nach § 8 in Verbindung mit § 7 des
Hamburgischen Wegegesetzes in der Fassung vom 22. Ja-
nuar 1974 (HmbGVBl. S. 41) mit Änderungen die im Bezirk
Hamburg-Mitte, Gemarkung Billwerder Ausschlag, bele-
gene öffentliche Wegefläche Mühlenhagen vor Nummer 63
(Flurstück 3018 teilweise) zu entwidmen.

Der Plan über den Verlauf der zu entwidmenden Wege-
fläche liegt für die Dauer eines Monats während der Dienst-
stunden im Fachamt Management des öffentlichen Raumes
des Bezirksamtes Hamburg-Mitte, Klosterwall 8, Block D,
Zimmer 129, 20095 Hamburg, zur Einsicht für jedermann
öffentlich aus. Während dieser Zeit können alle, deren In-
teressen durch die beabsichtigte Maßnahme berührt wer-
den, Einwendungen schriftlich oder zu Protokoll im Fach-
amt vorbringen. Nach Fristablauf erhobene Einwendungen
werden nicht mehr berücksichtigt.

Hamburg, den 6. Februar 2014

Das Bezirksamt Hamburg-Mitte
Amtl. Anz. S. 289

Entwidmung Amundsenstraße
Nach § 8 in Verbindung mit § 7 des Hamburgischen

Wegegesetzes in der Fassung vom 22. Januar 1974
(HmbGVBl. S. 41) mit Änderungen wird im Bezirk Altona,
Gemarkung Altona-Südwest, Ortsteil 202, eine etwa 67 m²
große Wegefläche (Flurstück 690 teilweise) mit sofortiger
Wirkung als für den öffentlichen Verkehr entbehrlich ent-
widmet.

Hamburg, den 11. Februar 2014

Das Bezirksamt Altona
Amtl. Anz. S. 289

Entwidmung von öffentlichen Wegeflächen
Es ist beabsichtigt, folgende Verfügung zu erlassen:

Nach § 7 des Hamburgischen Wegegesetzes in der Fas-
sung vom 22. Januar 1974 (HmbGVBl. S. 41, 83) mit Ände-
rungen wird das im Bezirk Wandsbek, Gemarkung Jenfeld,
Ortsteil 512, belegene Flurstück 3146 (etwa 282 m²) des
Barsbütteler Stieg als für den öffentlichen Verkehr entbehr-
lich mit sofortiger Wirkung entwidmet und aufgehoben.

Nach § 8 in Verbindung mit § 7 des Hamburgischen We-
gegesetzes in der Fassung vom 22. Januar 1974 (HmbGVBl.
S. 41, 83) mit Änderungen wird das im Bezirk Wandsbek,
Gemarkung Jenfeld, Ortsteil 512, belegene Flurstück 3148
(etwa 28 m²) des Barsbütteler Stieg als für den öffentlichen
Verkehr entbehrlich mit sofortiger Wirkung entwidmet. 

Der räumliche Umfang ergibt sich aus dem Lageplan 
(rot umrandete Flächen), der Bestandteil der Entwidmung
ist.

Der Plan über den Verlauf der oben genannten Wege-
flächen liegt für die Dauer eines Monats während der
Dienststunden im Geschäftszimmer des Fachamtes
Management des öffentlichen Raumes des Bezirksamtes
Wandsbek, Am Alten Posthaus 2, Zimmer 215, 22041 Ham-
burg, zur Einsichtnahme für jedermann öffentlich aus.
Während dieser Zeit können alle, deren Interessen durch
die beabsichtigte Maßnahme berührt werden, Einwendun-
gen schriftlich oder zu Protokoll des Fachamtes Manage-
ment des öffentlichen Raumes des Bezirksamtes Wandsbek
vorbringen.

Nach Fristablauf erhobene Einwendungen werden nicht
mehr berücksichtigt.

Hamburg, den 29. Januar 2014

Das Bezirksamt Wandsbek
Amtl. Anz. S. 289
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Widmung einer Wegefläche
Es ist beabsichtigt, folgende Verfügung zu erlassen:
Nach § 6 des Hamburgischen Wegegesetzes in der Fas-

sung vom 22. Januar 1974 (HmbGVBl. S. 41, 83) mit Ände-
rungen wird die im Bezirk Wandsbek, Gemarkung Volks-
dorf, Ortsteil 525, belegene Wegefläche Halenreie (Flur-
stück 117 teilweise), von Farmsener Landstraße bis Katt-
jahren verlaufend, mit sofortiger Wirkung dem öffentlichen
Verkehr gewidmet.

Der räumliche Umfang ergibt sich aus dem Lageplan
(gelb markierte Fläche), der Bestandteil der Widmung ist.

Der Plan über den Verlauf der oben genannten Wegeflä-
che liegt für die Dauer eines Monats während der Dienst-
stunden im Geschäftszimmer des Fachamtes Management
des öffentlichen Raumes des Bezirksamtes Wandsbek, Am
Alten Posthaus 2, Zimmer 215, 22041 Hamburg, zur Ein-
sichtnahme für jedermann öffentlich aus. Während dieser
Zeit können alle, deren Interessen durch die beabsichtigte
Maßnahme berührt werden, Einwendungen schriftlich oder
zu Protokoll des Fachamtes Management des öffentlichen
Raumes des Bezirksamtes Wandsbek vorbringen.

Nach Fristablauf erhobene Einwendungen werden nicht
mehr berücksichtigt.

Hamburg, den 5. Februar 2014

Das Bezirksamt Wandsbek
Amtl. Anz. S. 290

Widmung von Wegeflächen
Nach § 6 des Hamburgischen Wegegesetzes in der Fas-

sung vom 22. Januar 1974 (HmbGVBl. S. 41, 83) mit Ände-
rungen werden die im Bezirk Wandsbek, Gemarkung Sasel,
Ortsteil 518, belegenen Wegeflächen Saseler Parkweg (Flur-
stücke 5910 und 834 teilweise), vom Saseler Markt bis ein-
schließlich der Kehre und von der Saseler Chaussee etwa 
66 m bis zur Sportanlage verlaufend, mit sofortiger Wir-
kung dem öffentlichen Verkehr, sowie die dazwischen lie-
gende Wegeverbindung für den Fußgänger- und Radfahr-
verkehr gewidmet.

Hamburg, den 5. Februar 2014

Das Bezirksamt Wandsbek
Amtl. Anz. S. 290

Widmung einer Wegefläche
Es ist beabsichtigt, folgende Verfügung zu erlassen:
Nach § 6 des Hamburgischen Wegegesetzes in der Fas-

sung vom 22. Januar 1974 (HmbGVBl. S. 41, 83) mit Ände-
rungen wird die im Bezirk Bergedorf, Gemarkung Curslack,
belegene Verlängerung der zurzeit noch nicht benannten
Erweiterung der Straße Am Schleusengraben (Flurstücke
5465, 5471) mit sofortiger Wirkung dem öffentlichen Ver-
kehr gewidmet. Die zu widmende Fläche ist gelb markiert
im Plan dargestellt. 

Der Plan über den Umfang der zu widmenden Wege-
fläche liegt für die Dauer eines Monats während der Dienst-
stunden im Fachamt Management des öffentlichen Raumes

des Bezirksamtes Bergedorf, Kampweg 4, Zimmer 107,
21035 Hamburg, zur Einsicht für jedermann öffentlich aus.

Während dieser Zeit können alle, deren Interessen
durch die beabsichtigte Widmung berührt werden, Einwen-
dungen schriftlich oder zu Protokoll vorbringen.

Nach Fristablauf erhobene Einwendungen werden nicht
mehr berücksichtigt.

Hamburg, den 3. Februar 2014

Das Bezirksamt Bergedorf
Amtl. Anz. S. 290

Entwidmung von öffentlichen Wegeflächen
Es ist beabsichtigt, die im Lageplan rot gekennzeichne-

ten Flächen der im Bezirk Bergedorf, Gemarkung Curslack,
belegenen Straße Am Schleusengraben (Flurstücke 5462,
5464, 5474, 3413, 3415), die für den öffentlichen Verkehr
entbehrlich geworden sind, zu entwidmen.

Begründung: Nach baulichen Veränderungen der Straße
Am Schleusengraben werden die Flächen nicht mehr für
den allgemeinen Verkehr benötigt.

Der Plan über den Umfang der zu entwidmenden Wege-
flächen liegt für die Dauer eines Monats während der
Dienststunden im Fachamt Management des öffentlichen
Raumes des Bezirksamtes Bergedorf, Kampweg 4, Zim-
mer 107, 21035 Hamburg, zur Einsicht für jedermann
öffentlich aus.

Während dieser Zeit können alle, deren Interessen
durch die beabsichtigte Entwidmung berührt werden, Ein-
wendungen schriftlich oder zu Protokoll bei der Tiefbauab-
teilung des Bezirksamtes Bergedorf vorbringen.

Nach Fristablauf erhobene Einwendungen werden nicht
mehr berücksichtigt.

Hamburg, den 3. Februar 2014

Das Bezirksamt Bergedorf
Amtl. Anz. S. 290

Friedhofsgebührensatzung der Ev.-Luth.
Kirchengemeinde Kirche in Steinbek

Der Kirchengemeinderat der Ev.-Luth. Kirchenge-
meinde Kirche in Steinbek hat am 19.12.2013 eine Fried-
hofsgebührensatzung beschlossen. Die Abteilung Aufsicht
und Recht – handelnd für den Kirchenkreisrat im Rahmen
der ihr übertragenen Aufgaben des Kirchenkreises Ham-
burg-Ost – hat am 27.01.2014 die kirchenaufsichtliche Ge-
nehmigung erteilt. Die Friedhofsgebührensatzung wird im
Internet unter der Adresse www.friedhof-kirchsteinbek.de
zur Einsichtnahme bereitgestellt. Ferner kann sie während
der Dienstzeit im Friedhofsverwaltungsbüro, Brockhaus-
weg 9, 22117 Hamburg, eingesehen werden. Die Friedhofs-
gebührensatzung tritt am 15.02.2014 in Kraft.

Hamburg, den 3. Februar 2014

Der Kirchengemeinderat
der Ev.-Luth. Kirchengemeinde Kirche in Steinbek

Amtl. Anz. S. 290
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Öffentlicher Teilnahmewettbewerb
Vergabe-Nr.: ÖT-NR3-063/14 

a) Öffentlicher Auftraggeber:
Behörde für Stadtentwicklung und Umwelt
Neuenfelder Straße 19, 21109 Hamburg,
Telefon: 040 / 4 28 40 - 27 12, E-Fax: 040 / 4 27 94 - 08 41

b) Öffentlicher Teilnahmewettbewerb 
c) Art des Auftrags:

Jährliche Aktualisierung 
der Biotopkartierung Hamburg
Die Behörde für Stadtentwicklung und Umwelt beab-
sichtigt, vorbehaltlich der Bereitstellung der finanziel-
len Mittel, zum 15. Mai 2014 die Aktualisierung der
Biotopkartierung 2014 zu vergeben. Die Biotopkartie-
rung erfolgt auf Grundlage einer Digitalen Karte (DK5)
– ETRS 89, UTM – in Form einer Geländebegehung. Es
sollen die Veränderungen der Biotope und der FFH-
Lebensraumtypen in ihren Grenzen und Charakteris-
tika inkl. der Pflanzenarten gemäß der Kartieranleitung
2011 erfasst, die Sach-Daten in das Biotopkataster
(BKHH 2014) eingegeben sowie die räumlichen Daten
digital (shape) erhoben werden. 
Angesprochen werden insbesondere Unternehmen und
Institutionen (Gutachter), die über einschlägige Erfah-
rungen mit der Biotop- und FFH-Lebensraumkartie-
rung entsprechend der Biotopkartieranleitung Hamburg
und Biotopbewertung Hamburg oder vergleichbarer
verfügen. 
Die spätere Vertragsgrundlage wird eine Rahmenverein-
barung sein. Das Entgelt wird auf Basis eines Pauschal-
betrages pro 4 km² (= 1 DK5) ermittelt werden. 

d) Ausführungsfrist: 15. Mai 2014 bis 15. Februar 2015. Op-
tionale Verlängerung: 1. April 2015 bis 15. Februar 2016.

e) Einsendetermin für Teilnahmeanträge:
4. März 2014, 10.30 Uhr

f) Teilnahmeanträge sind unter Angabe der Vergabe-Nr.
ÖT-NR3-063/14 zu richten an: 
Behörde für Stadtentwicklung und Umwelt
– Zentrale Vergabeaufsicht – Eröffnungsstelle,
Neuenfelder Straße 19, 21109 Hamburg, 
Zimmer E.01.421. 

g) Die Angebotsauforderungen werden spätestens abge-
sandt in der 15. Kalenderwoche. 

i) Mit den Teilnahmeanträgen sind folgende Eignungs-
nachweise der Personen einzureichen, die mit der Bio-
topkartierung beauftragt bzw. von den Unternehmen
eingesetzt werden: 
– Referenzen zu Kartiertätigkeiten nach der Biotop-

kartieranleitung Hamburg und der Biotopbewertung
Hamburg 

– oder vergleichbare Nachweise über Kenntnisse und
Praxis zu Biotop-, FFH-Lebensraum- und Pflanzen-
artenkartierungen 

– Nachweise zu Fortbildungen (Seminare, Exkursio-
nen, sonstige Fortbildungen). 

Der Auftraggeber behält sich vor, weitere Unterlagen
nachzufordern. 

Hamburg, den 4. Februar 2014

Die Behörde für Stadtentwicklung und Umwelt

Öffentliche Ausschreibung nach § 3 VOL/A 

a) Freie und Hansestadt Hamburg
Hochschule für Angewandte Wissenschaften Hamburg,
Facility Management,
Berliner Tor 5, 20099 Hamburg,
Telefon: 040 / 4 28 75 - 98 86, Telefax: 040 / 4 27 97 - 61 42
Angebote sind zu richten an: 
Freie und Hansestadt Hamburg
Behörde für Stadtentwicklung und Umwelt,
Eröffnungsstelle, Zentrale Vergabeaufsicht (ZVA),
Zimmer E 01.421, 
Neuenfelder Straße 19, 21109 Hamburg

b) Öffentliche Ausschreibung gemäß § 3 VOL/A
Vergabe Nr.: ÖA HAW 069/14 

c) Wartung von 38 Aufzügen
Lieferung und Montage von 33 Notrufsystemen inkl.
GSM-Modul. 
Wartung nach DIN 31051:2003-06, DIN 13306:2001,
EN 13269:2006 und DIN 13015:2001 + A1:2008 an den
Standorten Berliner Tor 5, 7, 9, 11 und 21, Stiftstraße 69
und Ulmenliet 20.

d) Aufteilung in Lose: Nein 

e) Ausführungsfrist: 
Beginn: 1. Mai 2014, Ende: 30. April 2017 

f) Anforderung der Verdingungsunterlagen: 
Behörde für Stadtentwicklung und Umwelt,
Zentrale Vergabeaufsicht (ZVA), Zimmer E01.419,
Neuenfelder Straße 19, 21109 Hamburg,
Telefax: 040 / 4 27 31 - 05 27 
Vom 11. Februar 2014 bis 28. Februar 2014, montags bis
freitags von 9.00 Uhr bis 12.00 Uhr.

g) Einsicht der Verdingungsunterlagen: siehe Buchstabe f) 

h) Kostenbeitrag für die Verdingungsunterlagen
Höhe des Kostenbeitrages: 10,– Euro
Erstattung: nein
Zahlungsweise: Banküberweisung. Schecks und Brief-
marken werden nicht angenommen. 
Empfänger:
Behörde für Stadtentwicklung und Umwelt,
Zentrale Vergabeaufsicht (ZVA),
Konto-Nr.: 375 202-205, BLZ 200 100 20,
IBAN: DE50 2001 0020 0375 2022 05,
BIC PBNKDEFF 
Geldinstitut: Postbank Hamburg 
Die Verdingungsunterlagen werden nur versandt, wenn
der Nachweis über die Einzahlung vorliegt. Bei Bank-
und Postüberweisungen bitte gleichzeitig Anforde-
rungsschreiben an die Anschrift Buchstabe f) schicken.

i) Ende der Angebotsfrist: 4. März 2014, 11.15 Uhr 

l) Zahlungsbedingungen: Gemäß § 17 VOL/B 

m) Geforderte Eignungsnachweise: 
Von in- und ausländischen Bietern ist eine Eigenerklä-
rung zur Zuverlässigkeit abzugeben. Die Vergabestelle
wird für den Bieter, der den Zuschlag erhalten soll, zur
Bestätigung der Erklärung eine Auskunft aus dem

ANZEIGENTEIL
Behördliche Mitteilungen
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Gewerbezentralregister (§ 150 a Gewerbeordnung) beim
Bundesamt für Justiz anfordern bzw. anfordern lassen;
von ausländischen Bietern wird ggf. eine gleichwertige
Bescheinigung ihres Herkunftslandes gefordert. Vorlage
nach Aufforderung. Die Auskunft darf nicht älter als
drei Monate sein. 

n) Die Bindefrist endet am 17. April 2014 

o) Der Bewerber unterliegt mit der Abgabe seines Ange-
bots den Bestimmungen über nicht berücksichtigte An-
gebote (§ 19 VOL/A ). 

Hamburg, den 11. Februar 2014

Die Behörde für Stadtentwicklung und Umwelt 126

Auftragsbekanntmachung

ABSCHNITT I: ÖFFENTLICHER AUFTRAGGEBER

I.1) Name, Adressen und Kontaktstelle(n)
Offizielle Bezeichnung:
Finanzbehörde Hamburg
Postanschrift: 
Gänsemarkt 36, 20354 Hamburg, Deutschland
Kontaktstelle(n):
Hamburgweite Dienste, Beschaffung und 
Strategischer Einkauf für Hamburg – 131/23 –
Zu Händen Herrn Axel Freese
Telefon: +49 / 040 / 4 28 23 - 20 12
Telefax: +49 / 040 / 4 28 23 - 13 64
E-Mail:  ausschreibungen@fb.hamburg.de
Internet-Adresse: 
www.ausschreibungen.hamburg.de
Weitere Auskünfte erteilen: Siehe Anhang A.I
Ausschreibungs- und ergänzende Unterlagen
(einschließlich Unterlagen für den wettbewerbli-
chenDialog und ein dynamisches Beschaffungs-
system) verschicken: Siehe Anhang A.II 
Angebote/Teilnahmeanträge sind zu richten an:
Siehe Anhang A.III

I.2) Art des öffentlichen Auftraggebers
Regional- oder Lokalbehörde

I.3) Haupttätigkeit(en)
Allgemeine öffentliche Verwaltung

I.4) Auftragsvergabe im Auftrag 
anderer öffentlicher Auftraggeber
Der öffentliche Auftraggeber beschafft im Auf-
trag anderer öffentlicher Auftraggeber: Nein

ABSCHNITT II: AUFTRAGSGEGENSTAND

II.1) Beschreibung

II.1.1) Bezeichnung des Auftrags durch den öffentlichen
Auftraggeber:
Glas- und Gebäudereinigungsleistung in der Brü-
der-Grimme-Schule, Querkamp 68, 22119 Ham-
burg, für die Zeit ab 1. September 2014 bis auf
Weiteres.

II.1.2) Art des Auftrags sowie Ort der Ausführung, Lie-
ferung bzw. Dienstleistung:
Dienstleistungen
Dienstleistungskategorie Nr: 14

Gebäudereinigung und Hausverwaltung
Hauptort der Ausführung, Lieferung 
oder Dienstleistungserbringung: Hamburg
NUTS-Code: DE600

II.1.3) Angaben zum öffentlichen Auftrag, zur Rahmen-
vereinbarung oder zum dynamischen Beschaf-
fungssystem (DBS):
Die Bekanntmachung betrifft einen öffentlichen
Auftrag.

II.1.4) Angaben zur Rahmenvereinbarung: –

II.1.5) Kurze Beschreibung des Auftrags oder Beschaf-
fungsvorhabens: 
Glas- und Gebäudereinigungsleistung in einer
Schule in Hamburg.

II.1.6) Gemeinsames Vokabular für öffentliche Aufträge
(CPV)
Hauptgegenstand: 90919300
Ergänzende Gegenstände: 90911300

II.1.7) Auftrag fällt unter das Beschaffungsübereinkom-
men (GPA): Ja

II.1.8) Lose
Aufteilung des Auftrags in Lose: Nein

II.1.9) Angaben über Varianten/Alternativangebote
Varianten/Alternativangebote sind zulässig: Nein

II.2) Menge oder Umfang des Auftrags

II.2.1) Gesamtmenge bzw. -umfang:
Gebäudereinigung:
Gesamt = Fläche 4595 m2

Glasreinigung:
Gesamt = Fläche 619 m2

II.2.2) Angaben zu Optionen: Nein

II.2.3) Angaben zur Vertragsverlängerung:
Dieser Auftrag kann verlängert werden: Nein

II.3) Vertragslaufzeit bzw. 
Beginn und Ende der Auftragsausführung: –

ABSCHNITT III: RECHTLICHE, WIRTSCHAFT-
LICHE, FINANZIELLE UND TECHNI-
SCHE INFORMATIONEN

III.1) Bedingungen für den Auftrag

III.1.1) Geforderte Kautionen und Sicherheiten: –

III.1.2) Wesentliche Finanzierungs- und Zahlungsbedin-
gungen bzw. Verweis auf die maßgeblichen Vor-
schriften: –

III.1.3) Rechtsform der Bietergemeinschaft, an die der
Auftrag vergeben wird: –

III.1.4) Sonstige besondere Bedingungen: 
Für die Ausführung des Auftrags gelten beson-
dere Bedingungen: Nein

III.2) Teilnahmebedingungen

III.2.1) Persönliche Lage des Wirtschaftsteilnehmers
sowie Auflagen hinsichtlich der Eintragung in
einem Berufs- oder Handelsregister
Angaben und Formalitäten, die erforderlich sind,
um die Einhaltung der Auflagen zu überprüfen: 
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Von allen Bietern sind eine Eigenerklärung zur
Zuverlässigkeit und eine Eigenerklärung zur
Tariftreue und zur Zahlung eines Mindestlohnes
gemäß § 3 Hamburgisches Vergabegesetz abzuge-
ben. Die Angaben werden ggf. von der Vergabe-
stelle durch eine Auskunft aus dem Gewerbezen-
tralregister nach § 150 a Gewerbeordnung (GewO)
überprüft. Von in- und ausländischen Bietern
wird von der Vergabestelle für den Bieter, der den
Zuschlag erhalten soll, zur Bestätigung der Erklä-
rungen eine Auskunft aus dem Gewerbezentral-
register (§ 150 a Gewerbeordnung) beim Bundes-
amt für Justiz angefordert; von ausländischen
Bietern wird ggf. eine gleichwertige Bescheini-
gung ihres Herkunftslandes gefordert. Die Fi-
nanzbehörde behält sich vor, nach Angebotsab-
gabe von den aussichtsreichen Bietern auf ge-
sonderte Anforderung entsprechende Bescheini-
gungen: Steuerliche Bescheinigung zur Beteili-
gung an Öffentlichen Aufträgen bzw. Bescheini-
gung in Steuersachen, Unbedenklichkeitsbeschei-
nigungen der Krankenkasse, Unbedenklichkeits-
bescheinigung der Berufsgenossenschaft, abzu-
fordern. Die Bescheinigungen sind in aktueller
Fassung einzureichen und dürfen nicht älter als
ein Jahr sein.

III.2.2) Wirtschaftliche und finanzielle Leistungsfähigkeit

Angaben und Formalitäten, die erforderlich sind,
um die Einhaltung der Auflagen zu überprüfen: 

Sofern ein Bieter bis zum Einreichungstermin
keine Reinigungsaufträge für die FHH ausge-
führt hat, sind möglichst aktuelle Referenzen
über anderweitige gleichartige Reinigungsdienst-
leistungen (möglichst in vergleichbaren Objek-
ten) beizubringen (Aufstellung mit Adresse,
Name des aktuellen Ansprechpartners, Telefon).
Bieter, die sich in den letzten 12 Monaten im
Bereich „Gebäudereinigung“ betätigt haben und
sich in diesem Zeitraum um öffentliche Aufträge
beworben haben, können sich auf frühere Anga-
ben beziehen, sofern sich zwischenzeitlich keine
Änderungen ergeben haben. Leistungsmängel
und negative Erfahrungen der FHH mit einem
Bieter, die sich auf Reinigungsverträge in der Ver-
gangenheit beziehen, finden im Rahmen der Eig-
nungsprüfung ebenfalls Berücksichtigung und
können die Leistungsfähigkeit eines Bieters bis
hin zum Angebotsausschluss beeinträchtigen.
Unter anderem begründen Abmahnungen und
fristlose Kündigungen in jüngerer Vergangenheit
wegen mangelnder Reinigungsleistung eines Bie-
ters eine genaue Überprüfung durch die Vergabe-
stelle. Unter Zugrundelegung der Unternehmens-
verhältnisse zum Zeitpunkt der Angebotsabgabe
wird dann in Einzelprüfung festgestellt, ob das
Angebot wegen der in der Vergangenheit aufge-
tretenen Mängel und negativen Erfahrungen von
der weiteren Wertung ausgeschlossen wird.

III.2.3) Technische Leistungsfähigkeit

Angaben und Formalitäten, die erforderlich sind,
um die Einhaltung der Auflagen zu überprüfen: 

Die Freie und Hansestadt Hamburg (FHH) er-
wartet die Anwendung neuester Techniken und
Erkenntnisse des Gebäudereinigerhandwerks und
verlangt mit den Reinigungsleistungen nicht nur
die Erbringung von säubernden, sondern auch
von pflegenden und substanzerhaltenden Tätig-

keiten. Aus diesem Grund werden gesteigerte
Voraussetzungen an dasVorliegen der Fachkunde
geknüpft. Fachkundig ist der Bieter, der durch
Vorlage einer Kopie seiner gültigen Handwerks-
karte der zuständigen Handwerkskammer die
Eintragung als zulassungsfreies Handwerk „Ge-
bäudereiniger“ belegt. Darüber hinaus ist der
Nachweis zu führen, dass der Inhaber des Reini-
gungsunternehmens über eine abgeschlossene
Berufsausbildung im Gebäudereinigerhandwerk
(Geselle/Gesellin im Gebäudereinigerhandwerk)
verfügt oder der Betrieb an verantwortlicher
Stelle durch eine(n) Gesellen/Gesellin geführt
wird. Bieter aus dem Ausland können ihre Fach-
kunde durch die Beschäftigung eines Gesellen/
Gesellin im Gebäudereinigerhandwerk an verant-
wortlicher Stelle oder durch Beschäftigte, die
einen den vorgenannten deutschen Abschlüssen
vergleichbaren Abschluss aufweisen, belegen.
Gleichwertige Bescheinigungen bzw. Nachweise
von Stellen ihres Heimatlandes sind mit einer
Übersetzung in die deutsche Sprache vorzulegen.
Wird die ausgeschriebene Leistung auf Glasreini-
gungsarbeiten beschränkt, so ist der Einsatz eines
Facharbeiters in aufsichtführender Position für
die Erfüllung der von der FHH geforderten ge-
steigerten Fachkunde ausreichend. 

III.2.4) Angaben zu vorbehaltenen Aufträgen: –

III.3) Besondere Bedingungen für 
Dienstleistungsaufträge

III.3.1) Angaben zu einem besonderen Berufsstand: Nein

III.3.2) Juristische Personen müssen die Namen und die
berufliche Qualifikation der Personen angeben,
die für die Erbringung der Dienstleistung verant-
wortlich sind: Nein

ABSCHNITT IV: VERFAHREN

IV.1) Verfahrensart

IV.1.1) Verfahrensart: Offen

IV.1.2) Beschränkung der Zahl der Wirtschaftsteilneh-
mer, die zur Angebotsabgabe bzw. Teilnahme auf-
gefordert werden: –

IV.1.3) Verringerung der Zahl der Wirtschaftsteilnehmer
im Laufe der Verhandlung bzw. des Dialogs: –

IV.2) Zuschlagskriterien

IV.2.1) Zuschlagskriterien:
Das wirtschaftlich günstigste Angebot in Bezug
auf die Kriterien, die in den Ausschreibungs-
unterlagen, der Aufforderung zur Angebotsab-
gabe oder zur Verhandlung bzw. in der Beschrei-
bung zum wettbewerblichen Dialog aufgeführt
sind.

IV.2.2) Angaben zur elektronischen Auktion
Eine elektronische Auktion wird durchgeführt:
Nein

IV.3) Verwaltungsangaben

IV.3.1) Aktenzeichen beim öffentlichen Auftraggeber:
2013000113

IV.3.2) Frühere Bekanntmachungen desselben Auftrags:
Nein
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IV.3.3) Bedingungen für den Erhalt von Ausschrei-
bungs- und ergänzenden Unterlagen

Schlusstermin für die Anforderung von oder Ein-
sicht in Unterlagen: –

Die Unterlagen sind kostenpflichtig: Ja

Preis: 5,– Euro

Zahlungsbedingungen und -weise:

Über das Online-Portal Hamburg-Service (gate-
way.hamburg.de) können Sie sich für die elektro-
nische Vergabe registrieren und erhalten dort die
Verdingungsunterlagen kostenfrei. Die Aus-
schreibungsunterlagen können dort auch schrift-
lich gegen Voreinsendung von 5,– Euro an die

Finanzbehörde Hamburg, 
Hauptgeschäftsstelle, Zimmer 100, 
Gänsemarkt 36, 20354 Hamburg, 
Postbank Hamburg, 
Kontonummer 391336-206, BLZ 200 100 20,
IBAN-Nummer : DE02 2001 0020 0391 3362 06,
BIC: PBNKDEFF 

unter der Projektnummer 2013000113 angefor-
dert oder montags bis freitags von 9.00 Uhr bis
14.00 Uhr eingesehen oder erworben werden.

IV.3.4) Schlusstermin für den Eingang der Angebote
oder Teilnahmeanträge:

26. März 2014, 14.00 Uhr

IV.3.5) Tag der Absendung der Aufforderung zur Ange-
botsabgabe bzw. zur Teilnahme an ausgewählte
Bewerber: –

IV.3.6) Sprache(n), in der (denen) Angebote oder Teil-
nahmeanträge verfasst werden können: 

Folgende Amtssprache(n) der EU: DE

IV.3.7) Bindefrist des Angebots:

Bis 31. August 2014

IV.3.8) Bedingungen für die Öffnung der Angebote:

Personen, die bei der Öffnung der Angebote
anwesend sein dürfen: Nein

ABSCHNITT VI: WEITERE ANGABEN

VI.1) Angaben zur Wiederkehr des Auftrags: Nein

VI.2) Auftrag steht in Verbindung mit einem Vorha-
ben und/oder Programm, das aus Mitteln der-
Europäischen Union finanziert wird: Nein

VI.3) Zusätzliche Angaben: –

VI.4) Rechtsbehelfsverfahren/
Nachprüfungsverfahren

VI.4.1) Zuständige Stelle für Rechtsbehelfs-/
Nachprüfungsverfahren

Offizielle Bezeichnung: 
Vergabekammer bei der Finanzbehörde Hamburg

Postanschrift: 
Große Bleichen 27, 20354 Hamburg, 
Deutschland
Telefon: +49 / 40 / 4 28 23 - 14 48
Telefax: +49 / 40 / 4 28 23 - 20 20
E-Mail:  dieter.carmesin@fb.hamburg.de
Internet-Adresse: http://www.hamburg.de

VI.4.2) Einlegung von Rechtsbehelfen (siehe Abschnitt
VI.4.2 oder ggf. Abschnitt VI.4.3)
Gemäß § 107 Abs. 1 GWB leitet die Vergabekam-
mer ein Nachprüfungsverfahren nur auf Antrag
ein. Der Antrag ist gemäß § 107 Abs. 3 Nr. 1 GWB
unzulässig, wenn der Antragsteller den gerügten
Verstoß gegen Vergabevorschriften im Vergabe-
verfahren erkannt und gegenüber dem Auftragge-
ber nicht unverzüglich gerügt hat. Die Rüge gilt
nur dann als unverzüglich, wenn sie nicht später
als 14 Kalendertage nach Kenntnis des behaupte-
ten Verstoßes eingelegt wird. 
Des Weiteren ist gemäß § 107 Abs. 3 Nr. 4 GWB
der Nachprüfungsantrag unzulässig, wenn mehr
als 15 Tage nach Eingang der Mitteilung des Auf-
traggebers, einer Rüge nicht abhelfen zu wollen,
vergangen sind.

VI.4.3) Stelle, die Auskünfte über die Einlegung von
Rechtsbehelfen erteilt: –

VI.5) Tag der Absendung dieser Bekanntmachung:
31. Januar 2014

ANHANG A
SONSTIGE ADRESSEN UND KONTAKTSTELLEN

I) Adressen und Kontaktstellen, bei denen nähere
Auskünfte erhältlich sind: 
Offizielle Bezeichnung:
Finanzbehörde Hamburg
Postanschrift: 
Gänsemarkt 36, 20354 Hamburg, Deutschland
Kontaktstelle(n): 
Hamburgweite Dienste, Beschaffung und Strate-
gischer Einkauf Hamburg – 131/23 –
Zu Händen Herrn Axel Freese
Telefon: +49 / 040 /4 28 23 - 20 12
Telefax: +49 / 040 / 4 28 23 - 13 64
E-Mail:  axel.freese@fb.hamburg.de
Internet-Adresse: 
http://www.ausschreibungen.hamburg.de

II) Adressen und Kontaktstellen, bei denen Ver-
dingungs-/Ausschreibungs- und ergänzende
Unterlagen erhältlich sind (einschließlich
Unterlagen für den wettbewerblichen Dialog
und ein dynamisches Beschaffungssystem)
Offizielle Bezeichnung:
Finanzbehörde Hamburg, 
Postanschrift: 
Gänsemarkt 36, 20354 Hamburg, Deutschland
Kontaktstelle(n):
Hauptgeschäftsstelle
Telefon: +49 / 040 /4 28 23 - 13 80
Telefax: +49 / 040 /4 28 23 - 14 02
E-Mail:  
finanzbehoerde.poststelle@fb.hamburg.de

III) Adressen und Kontaktstellen, an die Angebote/
Teilnahmeanträge zu senden sind
Offizielle Bezeichnung:
Finanzbehörde Hamburg, 
Postanschrift: 
Gänsemarkt 36, 20354 Hamburg, Deutschland
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Kontaktstelle(n):
Hauptgeschäftsstelle
Telefon: +49 / 040 /4 28 23 - 13 80
Telefax: +49 / 040 /4 28 23 - 14 02
E-Mail:  
finanzbehoerde.poststelle@fb.hamburg.de

Hamburg, den 31. Januar 2014
Die Finanzbehörde 127

Auftragsbekanntmachung

ABSCHNITT I: ÖFFENTLICHER AUFTRAGGEBER

I.1) Name, Adressen und Kontaktstelle(n)
Offizielle Bezeichnung:
Freie und Hansestadt Hamburg, 
FB SBH | Schulbau Hamburg
Postanschrift: 
Freie und Hansestadt Hamburg,
FB SBH | Schulbau Hamburg, 
U 40, Einkauf/Vergabe, 
An der Stadthausbrücke 1, 20355 Hamburg,
Deutschland
Kontaktstelle(n):
Zu Händen von: Frau Kirsten Spann
Telefon: +49 / 040 /4 28 23 - 62 68
Telefax: +49 / 040 /4 27 31 - 01 43
E-Mail: vergabestellesbh@sbh.fb.hamburg.de
Internet-Adresse(n): 
Hauptadresse des öffentlichen Auftraggebers/
des Auftraggebers: 
http://www.hamburg.de/schulbau/
Weitere Auskünfte erteilen: 
die oben genannten Kontaktstellen
Ausschreibungs- und ergänzende Unterlagen
(einschließlich Unterlagen für den wettbewerb-
lichen Dialog und ein dynamisches Beschaf-
fungssystem) verschicken:
die oben genannten Kontaktstellen
Angebote/Teilnahmeanträge sind zu richten an:
die oben genannten Kontaktstellen

I.2) Art des öffentlichen Auftraggebers
Regional- oder Lokalbehörde

I.3) Haupttätigkeit(en)
Allgemeine öffentliche Verwaltung

I.4) Auftragsvergabe im Auftrag 
anderer öffentlicher Auftraggeber
Der öffentliche Auftraggeber/Auftraggeber be-
schafft im Auftrag anderer öffentlicher Auftrag-
geber/Auftraggeber: Nein

ABSCHNITT II: AUFTRAGSGEGENSTAND

II.1) Beschreibung

II.1.1) Bezeichnung des Auftrags durch den öffentlichen
Auftraggeber/den Auftraggeber
Sanierung, Zubau und Neubau der Julius-Leber-
Schule, Halstenbeker Straße 41 – Objektplanung
gem. § 34 HOAI und Technische Ausrüstung
gem. § 55 HOAI.

II.1.2) Art des Auftrags sowie Ort der Ausführung, Lie-
ferung bzw. Dienstleistung:
Dienstleistungen
Dienstleistungskategorie Nr: 12
Architektur, technische Beratung und Planung,
integrierte technische Leistungen, Stadt- und
Landschaftsplanung, zugehörige wissenschaftli-
che und technische Beratung, technische Versu-
che und Analysen.
Hauptort der Ausführung, Lieferung 
oder Dienstleistungserbringung: Hamburg
NUTS-Code: DE600

II.1.3) Angaben zum öffentlichen Auftrag, zur Rahmen-
vereinbarung oder zum dynamischen Beschaf-
fungssystem (DBS):
Die Bekanntmachung betrifft einen öffentlichen
Auftrag.

II.1.4) Angaben zur Rahmenvereinbarung: –

II.1.5) Kurze Beschreibung des Auftrags oder Beschaf-
fungsvorhabens: 
Die Freie und Hansestadt Hamburg hat zum 
1. Januar 2013 gemäß § 26 (1) Landeshaushalts-
ordnung den Landesbetrieb SBH | Schulbau
Hamburg (nachstehend SBH genannt) gegrün-
det. Dieser Landesbetrieb hat die Aufgabe, die
Schulimmobilien unter Berücksichtigung der
schulischen Belange nach wirtschaftlichen
Grundsätzen zu planen, zu bauen, zu unterhalten
und zu bewirtschaften und die mehr als 400
Schulen an die Behörde für Schule und Berufsbil-
dung (BSB) zu vermieten. Die Schulimmobilien
umfassen sämtliche für schulische Zwecke ge-
nutzten Grundstücke und Gebäude der staatli-
chen und beruflichen Schulen. 
In dieser Tätigkeit wurde Schulbau Hamburg
beauftragt, Bestandssanierungen und Neubauten
in der Julius-Leber-Schule (JLS), Halstenbeker-
Straße 41 durchzuführen. 
1968 erbaut, ist die JLS eine traditionsreiche
Schule im Stadtteil Schnelsen, gelegen an der
Halstenbeker Straße inmitten eines größeren
Wohngebietes. Seit dem Schuljahr 2010/11 fun-
giert sie offiziell als Stadtteilschule, an der
Haupt-, Realschul- und Abiturabschlüsse mög-
lich sind. Aktuell besuchen etwa 1600 Schüler die
JLS mit etwa 165 Lehrern. „Wir unterrichten
nicht Fächer, sondern Schüler.“ Mit diesem Leit-
prinzip betont die JLS die individuelle Entwick-
lung eines jeden Menschen. In der JLS besteht
eine engagierte Schulgemeinschaft aus Schülern,
Lehrern, Eltern und Mitarbeitern, so ist sie z.B.
in 2013 zum fünften Mal in Folge als Umwelt-
schule ausgezeichnet worden. 
Die Schulleitung nimmt in beratender Funktion
an der Auswahl der Bewerber und den Angebots-
verhandlungen teil. Die Wahrnehmung der Pro-
jektsteuerungsleistungen erfolgt zur Zeit durch
Herrn Dr.-Ing. des. Architekt Jan Bech des Büros
Assmann Beraten + Planen GmbH. Die Vergabe-
stelle lässt sich in der operativen Umsetzung die-
ses VOF-Verfahrens durch büro luchterhandt,
Hamburg, unterstützen und beratend begleiten.
Für die Umsetzung der Gesamtmaßnahme ist ein
Budget von ca. 7.405.170 Euro (brutto) gem. DIN
276 Kostengruppen 200-700 vorgesehen. 
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Die genannten Maßnahmen sind unter Einhal-
tung des Budgets sowie unter der Prämisse der
standortspezifischen Anforderungen im Rahmen
eines Gesamtkonzepts zu entwickeln. Es werden
planerische Vorschläge erwartet, die ein optima-
les Verhältnis zwischen nachhaltigen Materialien,
hoher Energieeffizienz, niedrigen Betriebskos-
ten, anspruchsvoller Gestaltung und wirtschaft-
licher Erstellung vorweisen. Die Maßnahme soll
unverzüglich durchgeführt werden. Der Termin
der Übergabe und somit der Nutzung ist in Teilen
für Juli 2015, final für Juli 2016 vorgesehen. Die
Baumaßnahme erfolgt bei laufendem Schulbe-
trieb. Dies erfordert eine gut abgestimmte Bau-
stellenlogistik, die Rücksicht auf die besonderen
Anforderungen des Schulbetriebes nimmt.
Die zu vergebenen Leistungen bestehen aus:
LOS 1:
– Lph 2-3 Objektplanung gem. § 34 HOAI
– Lph 4-9 Objektplanung gem. § 34 HOAI als Op-

tion, stufenweise durch Bestimmungen des AG
(ggf. in noch von der Auftraggeberin festzule-
genden Stufen).

LOS 2:
– Lph 2-3 Technische Ausrüstung gem. § 55

HOAI
– Lph 4-9 Technische Ausrüstung gem. § 55

HOAI als Option, stufenweise durch Bestim-
mungen des AG (ggf. in noch von der Auftrag-
geberin festzulegenden Stufen).

II.1.6) Gemeinsames Vokabular für öffentliche Aufträge
(CPV)
Hauptgegenstand: 71240000

II.1.7) Auftrag fällt unter das Beschaffungsübereinkom-
men (GPA): Ja

II.1.8) Lose: Ja
Angebote sind möglich für ein oder mehrere Lose

II.1.9) Varianten/Alternativangebote sind zulässig: –

II.2) Menge oder Umfang des Auftrags

II.2.1) Gesamtmenge bzw. -umfang:
Gemäß Schwellenwertberechnung wird das Ho-
norarvolumen auf ca. 519.000,– Euro (netto)
inklusive Nebenkosten für LOS 1 (Objektpla-
nung) und ca. 260.000,– Euro (netto) inklusive
Nebenkosten für LOS 2 (Technische Ausrüstung)
geschätzt.
Geschätzter Wert ohne MwSt: 779.000,– Euro

II.2.2) Angaben zu Optionen: Ja
LOS 1:
– Lph 3-9 Objektplanung gem. § 34 HOAI als

Option, stufenweise durch Bestimmungen des
AG (ggf. in noch von der Auftraggeberin festzu-
legenden Stufen).

LOS 2:
– Lph 3-9 Technische Ausrüstung gem. § 55

HOAI als Option, stufenweise durch Bestim-
mungen des AG (ggf. in noch von der Auftrag-
geberin festzulegenden Stufen).

II.2.3) Angaben zur Vertragsverlängerung:
Dieser Auftrag kann verlängert werden: Nein

II.3) Vertragslaufzeit bzw. 
Beginn und Ende der Auftragsausführung:
Laufzeit: 24 Monate ab Auftragsvergabe

ABSCHNITT III: RECHTLICHE, WIRTSCHAFT-
LICHE, FINANZIELLE UND TECHNI-
SCHE INFORMATIONEN

III.1) Bedingungen für den Auftrag

III.1.1) Geforderte Kautionen und Sicherheiten: 
Deckungssummen der Berufshaftpflicht:
Deckungssummen für Personenschäden von min-
destens 1.500.000,– Euro (pro Schadensfall) und
für sonstige Schäden von mindestens 500.000,–
Euro (pro Schadensfall) bei einem in der EU zu-
gelassenen Haftpflichtversicherer oder Kreditin-
stitut. Versicherungsnachweise bei Bietergemein-
schaften müssen von jedem Mitglied einzeln und
die Deckungssummen in voller Höhe nachgewie-
sen werden. Es ist pro LOS der Nachweis zu er-
bringen, dass die Maximierung der Ersatzleis-
tung mindestens das Zweifache der Versiche-
rungssumme beträgt, d.h. die Versicherung muss
bestätigen, dass für den Fall, dass bei der Bewer-
berin bzw. dem Bewerber mehrereVersicherungs-
fälle in einem Jahr eintreten (z.B. aus anderen
Verträgen mit anderen Auftraggebern), die Ober-
grenze für die Zahlungsverpflichtung der Versi-
cherung bei mindestens dem Zweifachen der
obenstehenden Versicherungssummen liegt. Die
Auftraggeberin behält sich vor, die Höhe der
oben geforderten Mindestdeckungssummen im
weiterenVerfahren zum Gegenstand der Verhand-
lungen zu erklären. In diesem Zusammenhang
erklärt der Bewerber/in insofern seine bzw. ihre
Bereitschaft sowohl zur Anpassung auf die oben
geforderten Mindestdeckungssummen als auch
im Bedarfsfall zur Erhöhung der oben geforder-
ten Mindestdeckungssummen. (Die schriftliche
Bestätigung der Versicherung der Bewerber/in-
nen, die Berufshaftpflicht im Auftragsfall auf die
geforderten Höhen anzuheben oder zum Ab-
schluss einer objektbezogenen Versicherung be-
reit zu sein, ist als Nachweis ausreichend.)

III.1.2) Wesentliche Finanzierungs- und Zahlungsbedin-
gungen bzw. Verweis auf die maßgeblichen Vor-
schriften: –

III.1.3) Rechtsform der Bietergemeinschaft, an die der
Auftrag vergeben wird:
Bietergemeinschaften sind zugelassen, wenn je-
des Mitglied der Bietergemeinschaft gesamt-
schuldnerisch haftet und ein Mitglied als Pro-
jektleiter und Ansprechpartner dem Auftragge-
ber gegenüber benannt und mit unbeschränkter
Vertretungsbefugnis ausgestattet wird.

III.1.4) Sonstige besondere Bedingungen:
Für die Ausführung des Auftrags gelten beson-
dere Bedingungen: Ja
Pro LOS werden der jeweilige Auftragnehmer
sowie sämtliche mit der Ausführung befassten
Beschäftigten desselben nach Maßgabe des
Gesetzes über die förmliche Verpflichtung nicht-
beamteter Personen (Verpflichtungsgesetz) vom
2. März 1974, geändert durch das Gesetz vom
15. August 1974, durch die zuständige Stelle des
Auftraggebers gesondert verpflichtet. 
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III.2) Teilnahmebedingungen

III.2.1) Persönliche Lage des Wirtschaftsteilnehmers so-
wie Auflagen hinsichtlich der Eintragung in
einem Berufs- oder Handelsregister

Angaben und Formalitäten, die erforderlich sind,
um die Einhaltung der Auflagen zu überprüfen:

Für den Teilnahmeantrag ist pro LOS ein Bewer-
bungsbogen inkl. sämtlicher Vordrucke auszu-
füllen. Diese sind schriftlich oder unter der E-
Mail vergabestellesbh@sbh.fb.hamburg.de anzu-
fordern. Es wird bei der Anforderung der Unter-
lagen darum gebeten, die Losnummer anzugeben
für deren Leistung die Bewerbungsunterlagen
benötigt werden. Die Bewerbung ist für ein oder
zwei LOSE möglich. Die Nachweise und Erklä-
rungen sind für jedes LOS separat einzureichen.
Es sind nur Bewerbungen mit vollständig ausge-
fülltem und unterschriebenem Bewerbungs-
bogen sowie der beigefügten Vordrucke und den
darin geforderten Angaben und Anlagen einzu-
reichen. Der Bewerbungsbogen und die Vordru-
cke sind in den Originalen an den gekennzeich-
neten Stellen zu unterschreiben. Gescannte oder
kopierte Unterschriften werden nicht zugelassen.
Mehrfachbeteiligungen in personell identischer
Form werden nicht zugelassen. Bewerbungen per
E-Mail sind nicht zulässig. Die Bewerbungsfrist
ist zwingend einzuhalten. Die Bildung einer Bie-
tergemeinschaft ist möglich, die Bieter müssen
bereit sein, bei Auftragserteilung eine Arbeitsge-
meinschaft zu bilden. Jedes Mitglied der Bieter-
gemeinschaft hat die geforderten Angaben,
Unterlagen, Erklärungen und Nachweise vorzu-
legen. Der Bewerbungsbogen ist für eine Bieter-
gemeinschaft nur einmal vorzulegen.

Mit dem Teilnahmeantrag sind pro LOS folgende
Unterlagen, Nachweise und Erklärungen abzuge-
ben: Vollständig ausgefülltes Bewerbungsformu-
lar inkl. folgender Erklärungen und Nachweise:

Anlage 1A: Nachweis über die Eintragung im
Berufs- bzw. Handelsregister nach Maßgabe der
jeweiligen Rechtsvorschrift (in Kopie).

Anlage 1B: Erklärung darüber, dass keiner der in
§ 4 Abs. 6 a) bis g) sowie § 4 Abs. 9 a) bis e) BVOF
genannten Ausschlussgründe auf den Bewerber
zutrifft (Vordruck).

Anlage 1C: Erklärung, ob und auf welche Art der
Bewerber auf den Antrag bezogen in relevanter
Weise mit anderen zusammenarbeitet (Vor-
druck).

Anlage 1D: Bereitschaft zur Verpflichtung gem.
Verpflichtungsgesetz (Vordruck).

Anlage 1E: Bevollmächtigung des Vertreters bei
Bietergemeinschaften (Vordruck).

Anlage 1F: Angaben zu Auftragsteilen in einer
Bietergemeinschaft (Vordruck).

Anlage 1G: Erklärung über die Leistungsbereit-
stellung bei Unterauftragsnehmern (Vordruck).

Anlage 1H: Eigenerklärung zur Tariftreue und
zur Zahlung eines Mindestlohnes § 3 Hamburgi-
sches Vergabegesetz (Vordruck).

Anlage 1I: Eigenerklärung über geleistete Steuer-
zahlungen und Sozialabgaben (Vordruck), die
Nachweise in Kopie werden mit dem Honoraran-
gebot abgefordert.

Anlage 2A: Bescheinigung über eine abgeschlos-
sene Berufshaftpflichtversicherung mit den unter
III.1.1 genannten Deckungssummen (in Kopie)
und die schriftliche Erklärung der Bereitschaft
einer etwaigen Anhebung gemäß Ziffer III.1.1.
Bei Bietergemeinschaften siehe Ziffer III.1.1.
Anlage 3A: Nachweis über die Berufszulassung
oder Bescheinigung über die berufliche Befähi-
gung aller Büroinhaber und der für die Leistung
vorgesehenen Personen (Anlage: 3 A-1) (in Ko-
pie).
Anlage 3B: Darstellung von zwei vergleichbaren
Referenzprojekten für LOS 1 und Darstellung
von zwei vergleichbaren Referenzprojekten für
LOS 2 (siehe III.2.3 sowie IV.1.2).
Die aufgezählten Nachweise müssen aktuell (bis
auf Kammerurkunden, Diplom-Urkunden und
Referenzschreiben), d.h. nicht älter als 12 Monate
und noch gültig sein. Die geforderten Unterlagen
sind bei Bietergemeinschaften für alle Mitglieder
vorzulegen, wobei jedes Mitglied seine Eignung
für die Leistung nachweisen muss, die es über-
nehmen soll; die Aufteilung ist anzugeben. Aus-
ländische Bewerber können an der Stelle der
geforderten Eignungsnachweise auch vergleich-
bare Nachweise vorlegen. Sie werden anerkannt,
wenn die nach Maßgabe der Rechtsvorschriften
des Staates, in dem das Unternehmen ansässig ist,
erstellt wurden. Da die Amtssprache für dieses
Verfahren Deutsch ist, sind alle fremdsprachigen
Urkunden oder Nachweise zu übersetzen. Eine
eigenverantwortliche Übersetzung ist ausrei-
chend. Etwaige Übersetzungskosten trägt der Be-
werber selbst. Das Format der Unterlagen soll
DIN A4 nicht überschreiten. Lediglich die Illus-
trationen der Referenzen sollen im Format DIN
A3 erfolgen. Die einzureichenden Unterlagen
sind deutlich sichtbar mit Ziffern und Buchsta-
ben in der im Bewerbungsformular vorgegebenen
Reihenfolge zu kennzeichnen. Die Seiten werden
bitte durchgehend nummeriert. Die Bewerbung
und zugehörige Unterlagen werden nicht zurück-
gesandt. Die Bewerbung ist in einem als Teilnah-
meantrag (mit Angabe der Vergabenummer) ge-
kennzeichneten, verschlossenen Umschlag ein-
zureichen.
Die Bewerbung ist für ein oder zwei LOSE mög-
lich. Die Nachweise und Erklärungen sind für
jedes LOS separat einzureichen. Es sind nur Be-
werbungen mit vollständig ausgefülltem und
unterschriebenem Bewerbungsbogen sowie der
beigefügten Vordrucke und den darin geforderten
Angaben und Anlagen einzureichen. Der Bewer-
berbogen und die Vordrucke sind in den Origina-
len an den gekennzeichneten Stellen zu unter-
schreiben. Gescannte oder kopierte Unterschrif-
ten werden nicht zugelassen. Die Vergabestelle
behält sich vor, weitere Angaben zu fordern.

III.2.2) Wirtschaftliche und finanzielle Leistungsfähigkeit
Angaben und Formalitäten, die erforderlich sind,
um die Einhaltung der Auflagen zu überprüfen:
a) Pro LOS ein aktueller Nachweis (nicht älter als
12 Monate und noch gültig) der Berufshaft-
pflichtversicherung oder eine entsprechende,
umfassende Bankerklärung (mind. 1,5 Mio. Euro
für Personenschäden, mind. 0,5 Mio. Euro für
sonstige Schäden) vgl. III.1.1.
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b) Für LOS 1: Erklärung über den Teilumsatz des
Bewerbers für den Leistungsbereich gem. § 34
HOAI in den letzten drei Geschäftsjahren (je
Jahr; 2010, 2011, 2012) (§ 5 Abs. 4 c VOF). Gefor-
derter Mindeststandard: Der durchschnittliche
Jahresteilumsatz muss mindestens 500.000 Euro
(netto) erreichen. 

Für LOS 2: Erklärung über den Teilumsatz des
Bewerbers für den Leistungsbereich § 55 HOAI
in den letzten drei Geschäftsjahren (je Jahr; 2010,
2011, 2012). Geforderter Mindeststandard: Der
durchschnittliche Jahresteilumsatz muss mindes-
tens 250.000 Euro (netto) erreichen. 

Sofern in Bietergemeinschaft bzw. mit Unterbe-
auftragungen angeboten wird, muss die Jahresge-
samtsumme aller Bieter der Gemeinschaft bzw.
inkl. der Unterauftragnehmer zusammen den ge-
nannten Mindestwert erreichen. In der Erklä-
rung sind die Umsatzzahlen jeweils pro Mitglied
der Bietergemeinschaft oder Unterbeauftragung
einzeln anzugeben. 

Um auch Berufsanfängern die Möglichkeit der
Teilnahme am Verhandlungsverfahren zu eröff-
nen, sieht § 5 Abs. 4 VOF aus berechtigten Grün-
den (z.B. erst vor Kurzem erfolgte Unterneh-
mensgründung) vor, dass die Leistungsfähigkeit
durch andere, als geeignet erachtete Belege nach-
gewiesen werden kann (z.B. über die Höhe des
Haftungskapitals, Bürgschaftserklärungen Drit-
ter o.ä.).

III.2.3) Technische Leistungsfähigkeit

Angaben und Formalitäten, die erforderlich sind,
um die Einhaltung der Auflagen zu überprüfen: 

(A) Nachweis der beruflichen Befähigung des
Bewerbers/der für die Leistung vorgesehenen
Personen, hier für LOS 1: Architekt/in für die
Leistungen Objektplanung gem. § 34 HOAI.

Nachweis der beruflichen Befähigung des Bewer-
bers/der für die Leistung vorgesehenen Perso-
nen, hier für LOS 2: Ingenieur/in für die Leis-
tung Technische Ausrüstung gem. § 55 HOAI
(HLS, Anlagengruppen 1-3), Ingenieur/in für die
Leistungen Technische Ausrüstung gem. § 55
HOAI (ELT, Anlagengruppen 4+5).

(B) Nachweis der erbrachten Leistungen für zwei
Projekte für LOS 1 und zwei Projekte für LOS 2.
Für LOS 1 sind zwei Projekte für den Leistungs-
bereich gem. § 34 HOAI nachzuweisen. Für LOS
2 sind zwei Projekte für den Leistungsbereich
gem. § 55 HOAI (HLS/ELT) nachzuweisen. Die
Projekte für LOS 1 und LOS 2 müssen innerhalb
der vergangenen 7 Jahre (Stichtag 1. Januar 2007)
mit dem Abschluss der Leistungsphase 8 und der
Übergabe an die Nutzer realisiert worden sein.
Entsprechende Referenzen sind unter der
Angabe der Projektbeschreibung, Angabe der
erbrachten Leistungen gem. HOAI (Leistungs-
bild und Leistungsphasen), Angabe des Leis-
tungszeitraums von Beginn bis Abschluss Leis-
tungsphase 8 und Übergabe an den Nutzer,
Angabe der Baukosten (KG 300 und 400 gem.
DIN 276 bei LOS 1; KG 400 gem. DIN 276 bei
LOS 2), Angabe der bearbeiteten Bruttogeschoss-
fläche (BGFa gem. DIN 277), der Nennung der
maßgeblich beteiligten Projektleiter/in und ggf.
beteiligte Unterauftragnehmer/ARGE-Partner,

der Nennung des Bauherrn mit Ansprechpartner
und Telefonnummer und Referenzschreiben oder
Referenzbestätigung (siehe III.2.1 sowie IV.1.2)
des Bauherrn einzureichen. Die zwei vergleich-
baren Referenzprojekte für LOS 1 und LOS 2
sind jeweils pro Referenz auf maximal einem
Blatt DIN A3 detailliert vorzustellen. Aus den
Referenzen soll die Qualifikation des Bewerbers
hinsichtlich Erfahrung mit vergleichbaren Pro-
jekten ersichtlich werden. Mit den Referenzen
für LOS 1 ist zwingend eine Erfahrung mit
öffentlichen Auftraggebern, mit Sanierungsmaß-
nahmen sowie Projekten, die bei laufendem Be-
trieb umgesetzt wurden nachzuweisen. Mit den
Referenzen für LOS 2 ist zwingend eine Erfah-
rung mit öffentlichen Auftraggebern, mit Sanie-
rungsmaßnahmen sowie Projekten, die bei lau-
fendem Betrieb umgesetzt wurden nachzuweisen.
(C) Angabe der im Jahresdurchschnitt beschäf-
tigten Mitarbeiter und Führungskräfte der letz-
ten drei Jahre (2011, 2012, 2013). Hiervon sind
für LOS 1 im Bereich Objektplanung gem. § 34
HOAI mind. 6 Ingenieure/innen, für LOS 2 sind
im Bereich Technische Ausrüstung gem. § 55
HOAI (HLS, Anlagegruppen 1-3) mind. 3 Inge-
nieure/innen, im Bereich Technische Ausrüstung
gem. § 55 HOAI (ELT, Anlagengruppen 4+5)
mind. 3 Ingenieure/innen im Durchschnitt der
letzten drei Jahre (je Jahr; 2011, 2012, 2013) nach-
zuweisen.

III.2.4) Angaben zu vorbehaltenen Aufträgen: –

III.3) Besondere Bedingungen für 
Dienstleistungsaufträge

III.3.1) Angaben zu einem besonderen Berufsstand:
Die Erbringung der Dienstleistung ist einem
besonderen Berufsstand vorbehalten: Ja
Geforderte Berufsqualifikation gem. § 19 VOF.
Als Berufsqualifikation werden für LOS 1 der
Beruf Architekt/in für die Leistungen gem. § 34
HOAI, für LOS 2 der Beruf Ingenieur/in für die
Leistungen gem. § 55 HLS und § 55 ELT gefor-
dert. Juristische Personen sind zugelassen, wenn
sie für die Durchführung der Aufgabe verant-
wortliche Berufsangehörige gemäß vorangegan-
genem Satz benennen.

III.3.2) Für die Erbringung der Dienstleistung verant-
wortliches Personal: 
Juristische Personen müssen die Namen und die
beruflichen Qualifikationen der Personen ange-
ben, die für die Erbringung der Dienstleistung
verantwortlich sind: Ja

ABSCHNITT IV: VERFAHREN

IV.1) Verfahrensart

IV.1.1) Verfahrensart: Verhandlungsverfahren
Einige Bewerber sind bereits ausgewählt worden:
Nein

IV.1.2) Beschränkung der Zahl der Wirtschaftsteilneh-
mer, die zur Angebotsabgabe bzw. Teilnahme auf-
gefordert werden: 
Geplante Mindestzahl: 3, Höchstzahl: 5
Objektive Kriterien für die Auswahl der begrenz-
ten Zahl von Bewerbern: 
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Die geplanten Mindest- und Höchstzahlen gelten
jeweils für LOS 1 und LOS 2. Die Bewerbung ist
für ein oder zwei Lose möglich. Der Auftraggeber
behält sich vor, eine Auswahl für ein oder zwei
Lose zu treffen, sofern eine Bewerbung für meh-
rere Lose unterbreitet wird. Der Auftraggeber
wählt anhand der erteilten Auskünfte über die
Eignung der Bewerber sowie anhand der Aus-
künfte und Formalien, die zur Beurteilung der
von diesen zu erfüllenden wirtschaftlichen und
technischen Mindestanforderungen erforderlich
sind, unter den Bewerbern, die nicht ausgeschlos-
sen wurden und die die genannten Anforderun-
gen erfüllen, diejenigen aus, die er zur Verhand-
lung auffordert. 
Die Auswahl für LOS 1 erfolgt für den Leis-
tungsbereich Objektplanung gem. § 34 HOAI an-
hand von zwei eingereichten Referenzprojekten
in den Kriterien: – vergleichbare Größe (0-2
Punkte) – vergleichbare Bauaufgabe (0-3 Punkte)
– vergleichbares Leistungsbild (0-2 Punkte) –
vergleichbare angestrebte Qualität (0-3 Punkte) –
unterschriebenes Referenzschreiben/Referenzbe-
stätigung (0-1 Punkt). Insgesamt können somit
für LOS 1 maximal 22 Punkte erreicht werden.
Die Auswahl für LOS 2 erfolgt anhand von zwei
eingereichten Referenzprojekten für den Leis-
tungsbereich Technische Ausrüstung gem. § 55
HOAI in den Kriterien HLS und ELT: – ver-
gleichbare Größe (0-2 Punkte) – vergleichbare
Bauaufgabe (0-1 Punkt) – vergleichbares Leis-
tungsbild (0-2 Punkte) – vergleichbare ange-
strebte Qualität (0-3 Punkte) – unterschriebe-
nes Referenzschreiben/Referenzbestätigung (0-1
Punkt). Insgesamt können somit für LOS 2 maxi-
mal 18 Punkte erreicht werden. 
Der dabei je LOS verwendete Auswahlbogen mit
den formalen Kriterien, Mindestanforderungen
und Auswahlkriterien wird mit dem Bewer-
bungsbogen für das jeweilige LOS versandt. Er-
füllen mehrere Bewerber gleichermaßen die An-
forderungen und ist die Bewerberzahl nach einer
objektiven Auswahl entsprechend der zu Grunde
gelegten Kriterien zu hoch, behält sich die Verga-
bestelle vor, die Teilnehmeranzahl zu erhöhen
oder gem. § 10 (3) VOF unter den verbliebenen
Bewerbern zu losen.

IV.1.3) Verringerung der Zahl der Wirtschaftsteilnehmer
im Laufe der Verhandlung bzw. des Dialogs: 
Abwicklung des Verfahrens in aufeinander fol-
genden Phasen zwecks schrittweiser Verringe-
rung der Zahl der zu erörternden Lösungen bzw.
zu verhandelnden Angebote: Nein

IV.2) Zuschlagskriterien

IV.2.1) Zuschlagskriterien:
Das wirtschaftlich günstigste Angebot in Bezug
auf die nachstehenden Kriterien:
Kriterien Gewichtung
1. Fachlicher Wert 15 %
2. Qualität 25 %
3. Asthetik 15 %
4. Kundendienst 10 %
5. Ausführungszeitraum 5 %
6. Preis/Honorar 30 %

IV.2.2) Angaben zur elektronischen Auktion

Eine elektronische Auktion wird durchgeführt:
Nein

IV.3) Verwaltungsangaben

IV.3.1) Aktenzeichen beim öffentlichen Auftraggeber:

SBH VOF 006/2014

IV.3.2) Frühere Bekanntmachungen desselben Auftrags:
Nein

IV.3.3) Bedingungen für den Erhalt von Ausschrei-
bungs- und ergänzenden Unterlagen bzw. der
Beschreibung:

Schlusstermin für die Anforderung von Unter-
lagen oder die Einsichtnahme: 7. März 2014,
14.00 Uhr.

Kostenpflichtige Unterlagen: Nein

IV.3.4) Schlusstermin für den Eingang der Angebote
oder Teilnahmeanträge: 10. März 2014, 14.00 Uhr.

IV.3.5) Tag der Absendung der Aufforderung zur Ange-
botsabgabe bzw. zur Teilnahme an ausgewählte
Bewerber: –

IV.3.6) Sprache(n), in der (denen) Angebote oder Teil-
nahmeanträge verfasst werden können: 

Folgende Amtssprache(n) der EU: DE

IV.3.7) Bindefrist des Angebots: –

IV.3.8) Bedingungen für die Öffnung der Angebote: –

ABSCHNITT VI: WEITERE ANGABEN

VI.1) Angaben zur Wiederkehr des Auftrags: 

Dies ist ein wiederkehrender Auftrag: Nein

VI.2) Angaben zu Mitteln der Europäischen Union:

Auftrag steht in Verbindung mit einem Vorhaben
und/oder Programm, das aus Mitteln der Europä-
ischen Union finanziert wird: Nein

VI.3) Zusätzliche Angaben: 

Anfragen von Bewerbern werden in anonymisier-
ter Form nebst Beantwortung auf der folgenden
Homepage veröffentlicht:

http://www.hamburg.de/fb/sbh-ausschreibungen

Vorläufige Termine des dem Teilnahmewettbe-
werb anschließenden Verhandlungsverfahrens:
Versand, Angebotsaufforderung 13. Kalenderwo-
che 2014. Submissionstermin der Honorarange-
bote 17. Kalenderwoche 2014. Verhandlungsge-
spräche 19. Kalenderwoche 2014. Die Beauftra-
gung erfolgt stufenweise.

VI.4) Rechtsbehelfsverfahren/
Nachprüfungsverfahren

VI.4.1) Zuständige Stelle für Rechtsbehelfs-/
Nachprüfungsverfahren

Offizielle Bezeichnung:

Vergabekammer der Behörde 
für Stadtentwicklung und Umwelt

Postanschrift:

Neuenfelder Straße 19, 21109 Hamburg,
Deutschland
Telefon: +49 / 040 / 4 28 40 - 20 39
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VI.4.2) Einlegung von Rechtsbehelfen (siehe Abschnitt
VI.4.2 oder ggf. Abschnitt VI.4.3)

Genaue Angaben zu den Fristen für die Ein-
legung von Rechtsbehelfen: 

Gemäß § 107 Absatz 1 GWB leitet die Vergabe-
kammer ein Nachprüfungsverfahren nur auf An-
trag ein. Der Antrag ist gemäß § 107 Absatz 3 Nr. 1
GWB unzulässig, wenn der Antragsteller den ge-
rügten Verstoß gegen Vergabevorschriften im
Vergabeverfahren erkannt und gegenüber dem
Auftraggeber nicht unverzüglich gerügt hat. Die
Rüge gilt nur dann als unverzüglich, wenn sie
nicht später als 14 Kalendertage nach Kenntnis
des behaupteten Verstoßes eingelegt wird.

Des Weiteren ist gemäß § 107 Absatz 3 Nr. 4
GWB der Nachprüfungsantrag unzulässig, wenn
mehr als 15 Tage nach Eingang der Mitteilung
des Auftraggebers, einer Rüge nicht abhelfen zu
wollen, vergangen sind.

VI.4.3) Stelle, die Auskünfte über die Einlegung von
Rechtsbehelfen erteilt: 

Offizielle Bezeichnung:

SBH | Schulbau Hamburg, 
Rechtsabteilung U 1, 
An der Stadthausbrücke 1, 20355 Hamburg,
Deutschland

Telefax: +49 / 040 /4 27 92 - 71 20
E-Mail: vergabestellesbh@sbh.fb.hamburg.de

VI.5) Tag der Absendung dieser Bekanntmachung:

6. Februar 2014

ANHANG B

ANGABE ZU DEN LOSEN

Bezeichnung des Auftrags durch den öffentlichen Auf-
traggeber: Sanierung, Zubau und Neubau der Julius-Leber-
Schule, Halstenbeker Straße 41 – Objektplanung gem. § 34
HOAI und Technische Ausrüstung gem. § 55 HOAI

Los-Nr. 1

Bezeichnung: Objektplanung gem. § 34 HOAI

1) Kurze Beschreibung:

Die zu vergebenden Leistungen bestehen aus:

LOS 1:

– Lph 2-3 Objektplanung gem. § 34 HOAI

– Lph 4-9 Objektplanung gem. § 34 HOAI als
Option, stufenweise durch Bestimmungen des
AG (ggf. in noch von der Auftraggeberin festzu-
legenden Stufen).

2) Gemeinsames Vokabular für öffentliche Auf-
träge (CPV)

Hauptgegenstand: 71240000

3) Menge oder Umfang: 

Gemäß Schwellenwertberechnung wird das Ho-
norarvolumen auf ca. 519.000,– Euro (netto inklu-
sive Nebenkosten für LOS 1 (Objektplanung) ge-
schätzt.

4) Abweichung vom Beginn der Vergabeverfahren
und/oder von der Vertragslaufzeit: –

5) Zusätzliche Angaben zu den Losen: –

Die Bewerbung ist für ein oder zwei LOSE mög-
lich. Die Nachweise und Erklärungen sind für
jedes LOS separat einzureichen.

Los-Nr. 2

Bezeichnung: Technische Ausrüstung gem. § 55 HOAI

1) Kurze Beschreibung:

LOS 2:

– Lph 2-3 Technische Ausrüstung gem. § 55
HOAI

– Lph 4-9 Technische Ausrüstung gem. § 55
HOAI als Option, stufenweise durch Bestim-
mungen des AG (ggf. in noch von der Auftrag-
geberin festzulegenden Stufen).

2) Gemeinsames Vokabular für öffentliche Auf-
träge (CPV)

Hauptgegenstand: 71240000

3) Menge oder Umfang: 

Gemäß Schwellenwertberechnung wird das Ho-
norarvolumen auf ca. 260.000,– Euro (netto) in-
klusive Nebenkosten für LOS 2 (Technische Aus-
rüstung) geschätzt.

4) Abweichung vom Beginn der Vergabeverfahren
und/oder von der Vertragslaufzeit: –

5) Zusätzliche Angaben zu den Losen: –

Die Bewerbung ist für ein oder zwei LOSE mög-
lich. Die Nachweise und Erklärungen sind für
jedes LOS separat einzureichen.

Hamburg, den 6. Februar 2014

Die Finanzbehörde 128

Öffentliche Ausschreibung
der Verwaltung der Freien und Hansestadt Hamburg

Die Behörde für Schule und Berufsbildung, Zentrale
Vergabestelle – V242 –, schreibt die Lieferung von Bastel-
filz, Bastelpapier, Millimeterpapier und Pinsel unter der
Projektnummer 2013000103 öffentlich aus.

Vergabeart: Öffentliche Ausschreibung

Abforderungsfrist für Vergabeunterlagen: 3. März 2014

Ende der Angebotsfrist: 11. März 2014, 10.00 Uhr

Ausführungsfrist: 1. Mai 2014 bis 30. April 2015

Über das Online-Portal Hamburg-Service (gateway.
hamburg.de) können Sie sich für die elektronische Vergabe
registrieren, die Ausschreibungsunterlagen kostenfrei ein-
sehen, bearbeiten und die Angebote elektronisch einrei-
chen. 

Die Ausschreibungsunterlagen können auch unter
Angabe der Projektnummer 2013000103 per E-Mail unter
ausschreibungen@bsb.hamburg.de abgefordert werden. 

Hamburg, den 6. Februar 2014

Die Behörde für Schule und Berufsbildung 129
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Zwangsversteigerung
71 h K 105/12. Im Wege der Zwangs-

vollstreckung soll das in Hamburg,
Tresckowstraße 33 a bis d belegene, im
Grundbuch von Eimsbüttel Blatt 19412
eingetrage Wohnungseigentum, beste-
hend aus 103/1000 Miteigentumsantei-
len an dem 677 m2 großen Flurstück
5203, verbunden mit dem Sondereigen-
tum an der Wohnung Nummer 19,
durch das Gericht versteigert werden.

4-2/2-Zimmer-Wohnung (Küche,
Bad, Flur, Gäste-WC, Ankleideraum,
zwei Dachloggien), etwa 113,7 m2 Wohn-
fläche im Dachgeschoss des Hauses
Tresckowstraße 33 c. Die Wohnungen
befinden sich in einem unfertigen Zu-
stand (geschätzte Fertigstellungskosten:
etwa 137 000,– Euro), keine Küchenein-
richtung, kein Keller- oder Bodenraum,
keine Eingangs- und Innentüren, keine
Fensterbänke, Fernwärmeheizung, iso-
lierverglaste Fenster. Ursprungsbaujahr
1890, 2010 Dachgeschossausbau und
Sanierungsbeginn.

Verkehrswert gemäß § 74 a Absatz 5
ZVG: 341 000,– Euro.

Der Versteigerungstermin wird be-
stimmt auf Dienstag, den 15. April 2014,
9.30 Uhr, vor dem Amtsgericht Ham-
burg, Caffamacherreihe 20, II. Stock,
Saal 224.

Das über den Verkehrswert des
Grundbesitzes eingeholte Gutachten
kann im Internet unter www.zvg.com
heruntergeladen oder auf der Geschäfts-
stelle, Caffamacherreihe 20, Zimmer
225, montags bis freitags von 9.00 Uhr
bis 13.00 Uhr, eingesehen werden. 

Der Zwangsversteigerungsvermerk
ist am 22. November 2012 in das
Grundbuch eingetragen worden.

Rechte, die bei der Eintragung 
des Versteigerungsvermerks aus dem
Grundbuch nicht ersichtlich waren,
sind spätestens im Versteigerungs-
termin vor der Aufforderung zur
Abgabe von Geboten anzumelden und,
wenn der Gläubiger widerspricht,
glaubhaft zu machen, widrigenfalls sie
bei der Feststellung des geringsten
Gebots nicht berücksichtigt und bei der
Verteilung des Versteigerungserlöses
dem Anspruch des Gläubigers und den
übrigen Rechten nachgesetzt werden.

Wer ein Recht hat, das der Ver-
steigerung des Wohnungseigentums
oder des nach § 55 ZVG mithaftenden
Zubehörs entgegensteht, wird aufgefor-
dert, vor der Erteilung des Zuschlags
die Aufhebung oder einstweilige Ein-
stellung des Verfahrens herbeizuführen,
widrigenfalls für das Recht der Verstei-

gerungserlös an die Stelle des verstei-
gerten Gegenstandes tritt.

Hamburg, den 14. Februar 2014

Das Amtsgericht, Abt. 71
130

Zwangsversteigerung
616 K 2/12. Im Wege der Zwangs-

vollstreckung soll das in Radicke-
straße 44, 21079 Hamburg belegene, im
Grundbuch von Harburg Blatt 18059
eingetragene Wohnungseigentum, be-
stehend aus 13/38 Miteigentumsantei-
len an dem 1064 m2 großen Flurstück
2259, verbunden mit dem Sondereigen-
tum an der Wohnung und dem Keller-
raum Nummer 1, durch das Gericht
versteigert werden.

Es handelt sich um eine 3-Zimmer-
Wohnung, etwa 130 m2, im Erdgeschoss
links eines 1911 errichteten Wohnhau-
ses. Die Wohnung wurde durch einen
Anbau im Jahr 2005 erweitert. Laut Tei-
lungserklärung besteht ein Sondernut-
zungsrecht an einer Grundstücksteil-
fläche. Wärme- und Warmwasserver-
sorgung unbekannt. Es besteht vermut-
lich Investitionsbedarf. Eine Innenbe-
sichtigung durch den Sachverständigen
war nicht möglich.

Verkehrswert gemäß § 74 a Absatz 5
ZVG: 180 000,– Euro.

Der Versteigerungstermin wird be-
stimmt auf Dienstag, den 1. April 2014,
9.00 Uhr, vor dem Amtsgericht Ham-
burg-Harburg, Bleicherweg 1, Saal 04
(Souterrain).

Das über den Verkehrswert des
Grundbesitzes eingeholte Gutachten
kann auf der Geschäftsstelle, Zimmer
101, montags bis freitags (außer mitt-
wochs) von 9.00 Uhr bis 13.00 Uhr, 
Telefon: 040 / 4 28 71 - 24 06, eingesehen
oder im Internet unter www.zvg.com,
www.zvhh.de und www.versteigerungs-
pool.de abgerufen werden.

Der Zwangsversteigerungsvermerk
ist am 23. Februar 2012 in das Grund-
buch eingetragen worden.

Rechte, die bei der Eintragung 
des Versteigerungsvermerks aus dem
Grundbuch nicht ersichtlich waren,
sind spätestens im Versteigerungs-
termin vor der Abgabe von Geboten
anzumelden und, wenn der Gläubiger
widerspricht, glaubhaft zu machen,
widrigenfalls sie bei der Feststellung
des geringsten Gebots nicht berück-
sichtigt und bei der Verteilung des Ver-
steigerungserlöses dem Anspruch des
Gläubigers und den übrigen Rechten
nachgesetzt werden.

Wer ein Recht hat, das der Versteige-
rung des Objekts oder des nach § 55

ZVG mithaftenden Zubehörs entgegen-
steht, wird aufgefordert, vor der Ertei-
lung des Zuschlags die Aufhebung oder
einstweilige Einstellung des Verfahrens
herbeizuführen, widrigenfalls für das
Recht der Versteigerungserlös an die
Stelle des versteigerten Gegenstandes tritt.

Hamburg, den 14. Februar 2014

Das Amtsgericht
Hamburg-Harburg

Abteilung 616 131

Aufgebot
406 II 14/13. Die Volksbank Stor-

marn eG hat beantragt, den Grund-
schuldbrief über die im Grundbuch des
Amtsgerichts Hamburg-Bergedorf von
Billwerder Blatt 866 in Abteilung III
unter Nummer 2 für die Volksbank
Bergedorf eG, jetzt Volksbank Stormarn
eG, eingetragene Grundschuld über
17 895,22 Euro, früher 35 000,– DM, für
kraftlos zu erklären.

Der Inhaber des Grundschuldbriefes
wird gemäß § 469 FamFG aufgefordert,
seine Rechte beim Amtsgericht Ham-
burg-Bergedorf, Emst-Mantius-Straße 8,
21029 Hamburg, Zimmer 210/211, spätes-
tens bis zum 19. Juni 2014 (Anmelde-
zeitpunkt) anzumelden und den Grund-
schuldbrief vorzulegen, andernfalls
wird dieser für kraftlos erklärt werden.

Hamburg, den 3. Februar 2014

Das Amtsgericht
Hamburg-Bergedorf

Abteilung 406 132

Aufgebot
406 II 1/14. Frau Lisa Mews, gebo-

rene Meier, c/o Leuschnerheim, Leu-
schnerstraße 93 a/b, 21031 Hamburg,
vertreten durch die Bevollmächtigte
Frau Lydia Poggensee, geborene Mews,
Sanmannreihe 61, 21031 Hamburg, hat
beantragt, die Sparbücher zur Konto-
nummer 105486901 und zur Konto-
nummer 105189943, ausgegeben von
der HypoVereinsbank mit Sitz in Mün-
chen, für kraftlos zu erklären.

Der Inhaber dieser Urkunden wird
gemäß §§ 467, 469 FamFG aufgefordert,
seine Rechte beim Amtsgericht Ham-
burg-Bergedorf, Ernst-Mantius-Straße 8,
21029 Hamburg, Zimmer 210/211 spä-
testens bis 10. April 2014 (Anmeldezeit-
punkt) anzumelden und die Urkunden
vorzulegen, widrigenfalls diese für kraft-
los erklärt werden.

Hamburg, den 5. Februar 2014

Das Amtsgericht
Hamburg-Bergedorf

Abteilung 406

Gerichtliche Mitteilungen
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Auftragsbekanntmachung
(Richtlinie 2004/18/EG)

ABSCHNITT I: ÖFFENTLICHER AUFTRAGGEBER
I.1) Name, Adressen und Kontaktstelle(n)

Offizielle Bezeichnung:
European X-Ray Free-Electron 
Laser Facility GmbH
Postanschrift:
Albert-Einstein-Ring 19, 22761 Hamburg,
Deutschland
Kontaktstelle(n):
Zu Händen von Herrn Schimanke
Telefon: +49 / 40 / 89 98 - 56 45
Telefax: +49 / 40 / 89 98 - 40 09
E-Mail: hochbau@xfel.eu
Internet-Adresse(n)
Hauptadresse des öffentlichen Auftraggebers:
http://www.xfel.eu
Weitere Auskünfte erteilen:
die oben genannten Kontaktstellen
Ausschreibungs- und ergänzende Unterlagen
(einschließlich Unterlagen für den wettbewerb-
lichen Dialog und ein dynamisches Beschaf-
fungssystem) verschicken: 
die oben genannten Kontaktstellen
Angebote oder Teilnahmeanträge sind zu richten
an: 
die oben genannten Kontaktstellen

I.2) Art des öffentlichen Auftraggebers: 
Gesellschaft mit beschränkter Haftung (GmbH)

I.3) Haupttätigkeit(en)
Forschung

I.4) Auftragsvergabe im Auftrag anderer öffent-
licher Auftraggeber
Der öffentliche Auftraggeber beschafft im Auf-
trag anderer öffentlicher Auftraggeber: nein

ABSCHNITT II: AUFTRAGSGEGENSTAND

II.1) Beschreibung

II.1.1) Bezeichnung des Auftrags durch den öffentlichen
Auftraggeber:
XEO 001-14 – XFEL-Röntgenlaser, Versorgungs-
trasse BG Osdorfer Born und BG Schenefeld.

II.1.2) Art des Auftrags und Ort der Ausführung, Liefe-
rung bzw. Dienstleistung
Bauauftrag
Ausführung
Hauptort der Ausführung, Lieferung oder Dienst-
leistungserbringung: 
Katerwohrd/Am Osdorfer Born, 22549 Hamburg
NUTS-Code: DE600

II.1.3) Angaben zum öffentlichen Auftrag, zur Rahmen-
vereinbarung oder zum dynamischen Beschaf-
fungssystem (DBS): 
Die Bekanntmachung betrifft einen öffentlichen
Auftrag.

II.1.4) Angaben zur Rahmenvereinbarung: –

II.1.5) Kurze Beschreibung des Auftrags oder Beschaf-
fungsvorhabens:
Die European X-Ray Free-Electron Laser Facility
GmbH baut den Europäischen Röntgenlaser
XFEL auf den Betriebsgeländen (BG) Bahren-
feld, Osdorfer Born und Schenefeld. Zwischen
dem BG Osdorfer Born und dem BG Schenefeld
ist eine Versorgungstrasse oberhalb des bereits er-
stellten Tunnels für die Nahwärmeversorgung und
Stromversorgung zu errichten. Der östliche Tras-
senabschnitt ist in unterirdischer Bauweise her-
zustellen, um Gebäude und Anlagen des Reiter-
hofes Groth zu unterqueren. Gegenstand der Aus-
schreibung ist die Herstellung der Versorgungs-
trasse einschließlich Einbau von Kabelleerrohren
und der KMR-Rohre für die Nahwärmeleitungen
sowie der Erdarbeiten für die bauseits zu verlegen-
den Strom-, Steuer- und Datenkabel. Die Leis-
tungen umfassen sämtliche Erd-, Tief-, Leitungs-
und Oberflächenbauarbeiten für die betriebsfer-
tige Herstellung der Versorgungstrasse. Ausfüh-
rung der Arbeiten ca. Mai bis November 2014.

II.1.6) Gemeinsames Vokabular für öffentliche Aufträge:
(CPV) 
Hauptgegenstand: 45231100

II.1.7) Auftrag fällt unter das Beschaffungsübereinkom-
men (GPA): Ja

II.1.8) Lose: 
Aufteilung des Auftrags in Lose: Nein

II.1.9) Angaben über Varianten/Alternativangebote:
Varianten/Alternativangebote sind zulässig: Nein

II.2) Menge oder Umfang des Auftrags

II.2.1) Gesamtmenge bzw. -umfang: 
Es sind im Wesentlichen folgende Leistungen
auszuführen:
– Herstellung einer wasserundurchlässigen Start-

grube mit den Abmessungen von L/B/T ca.
8,00/4,50/5,50 m für einen Rohrvortrieb DN
1200 sowie Herstellung eines Schachtbauwer-
kes mit Innenabmessungen von L/B/T ca.
4,00/3,85/4,20 m.

– Herstellung einer wasserundurchlässigen Ziel-
baugrube mit den Abmessungen von L/B/T ca.
4,60/4,50/5,00 m sowie eines Schachtbauwerkes
mit Innenabmessungen von L/B/T ca. 4,00/
3,85/3,20 m.

– Herstellung eines Rohrvortriebes DN 1200 mit
einer Länge von ca. 180 m.

– Herstellung von ca. 165 m offenem Rohrgraben,
Sohlbreite ca. 2,60 m, Tiefe einschl. Leitungs-
zone mindestens 2,20 m für die Verlegung von
Kabeln, Kabelschutzrohren und KM-Rohren.
Der offene Rohrgraben ist überwiegend ge-
böscht auszuführen. Bedingt durch Schichten-
bzw. Grundwasser ist mit einer Wasserhaltung
zu rechnen.

– Ausführung eines Rohrrelinings aus einem
Kabelleerrohrpaket 5 x 3 DA 110 und 5 DA 63
sowie KM-Rohren 2 x DN 200 (DA 355).

Sonstige Mitteilungen
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– Erdverlegter Einbau von ca. 165 m Vor- und
Rücklaufleitungen der Nahwärmeversorgung
aus KM-Rohren DN200 (DA 355).

Der Einbau der KM-Rohre ist von Monteuren
auszuführen, die nach AGFW FW 603 zertifiziert
sind. Nachisolationsarbeiten und alle Arbeiten an
dem KMR-Überwachungssystem sind durch
Fachpersonal eines nach AGFW FW 605 zertifi-
zierten Unternehmens auszuführen.

II.2.2) Angaben zu Optionen: Nein

II.2.3) Angaben zur Vertragsverlängerung: 
Dieser Auftrag kann verlängert werden: Nein

II.3) Vertragslaufzeit bzw. Beginn und Ende der Auf-
tragsausführung:
Laufzeit: 160 Tage ab Auftragsvergabe.

ABSCHNITT III: RECHTLICHE, WIRTSCHAFTLI-
CHE, FINANZIELLE UND TECHNISCHE ANGABEN

III.1) Bedingungen für den Auftrag

III.1.1) Geforderte Kautionen und Sicherheiten:
Siehe Vergabeunterlagen.

III.1.2) Wesentliche Finanzierungs- und Zahlungsbedin-
gungen und/oder Verweis auf die maßgeblichen
Vorschriften: Siehe Vergabeunterlagen.

III.1.3) Rechtsform der Bietergemeinschaft, an die der
Auftrag vergeben wird: Siehe Vergabeunterlagen.

III.1.4) Sonstige besondere Bedingungen: 
Für die Ausführung des Auftrags gelten beson-
dere Bedingungen: Ja
Der Einbau der KM-Rohre ist von Monteuren
auszuführen, die nach AGFW FW 603 zertifiziert
sind. Nachisolationsarbeiten und alle Arbeiten an
dem KMR-Überwachungssystem sind durch
Fachpersonal eines nach AGFW FW 605 zertifi-
zierten Unternehmens auszuführen.

III.2) Teilnahmebedingungen

III.2.1) Persönliche Lage des Wirtschaftsteilnehmers
sowie Auflagen hinsichtlich der Eintragung in
einem Berufs- oder Handelsregister
Angaben und Formalitäten, die erforderlich sind,
um die Einhaltung der Auflagen zu überprüfen:
Eintragung in die Liste des Vereins für Präquali-
fikation von Bauunternehmen e.V. (Präqualifika-
tionsverzeichnis) oder Eigenerklärungen gem.
Formblatt 124 (Eigenerklärungen zur Eignung).
Soweit zuständige Stellen Eigenerklärungen be-
stätigen, sind von Bietern, deren Angebote in die
engere Wahl kommen, die entsprechenden Be-
scheinigungen vorzulegen. Das Formblatt 124 ist
den Ausschreibungsunterlagen beigefügt.

III.2.2) Wirtschaftliche und finanzielle Leistungsfähigkeit
Eintragung in die Liste des Vereins für Präquali-
fikation von Bauunternehmen e.V. (Präqualifika-
tionsverzeichnis) oder Eigenerklärungen gem.
Formblatt 124 (Eigenerklärungen zur Eignung).
Soweit zuständige Stellen Eigenerklärungen be-
stätigen, sind von Bietern, deren Angebote in die
engere Wahl kommen, die entsprechenden Be-
scheinigungen vorzulegen. Das Formblatt 124 ist
den Ausschreibungsunterlagen beigefügt. Nach-

weis der Betriebshaftpflichtversicherung mit
Deckungssummen für Personen- und Sachschä-
den von jeweils 3 Mio. Euro pro Jahr.

III.2.3) Technische Leistungsfähigkeit: 

Möglicherweise geforderte Mindeststandards: 

Eintragung in die Liste des Vereins für Präquali-
fikation von Bauunternehmen e.V. (Präqualifika-
tionsverzeichnis) oder Eigenerklärungen gem.
Formblatt 124 (Eigenerklärungen zur Eignung).
Soweit zuständige Stellen Eigenerklärungen be-
stätigen, sind von Bietern, deren Angebote in die
engere Wahl kommen, die entsprechenden Be-
scheinigungen vorzulegen. Das Formblatt 124 ist
den Ausschreibungsunterlagen beigefügt. 

III.2.4) Angaben zu vorbehaltenen Aufträgen: –

III.3) Besondere Bedingungen für Dienstleistungs-
aufträge

III.3.1) Angaben zu einem besonderen Berufsstand: 

Die Erbringung der Dienstleistung ist einem
besonderen Berufsstand vorbehalten: –

III.3.2) Für die Erbringung der Dienstleistung verant-
wortliches Personal: 

Juristische Personen müssen die Namen und die
beruflichen Qualifikationen der Personen ange-
ben, die für die Erbringung der Dienstleistung
verantwortlich sind: –

ABSCHNITT IV: VERFAHREN

IV.1) Verfahrensart

IV.1.1) Verfahrensart: Offen

IV.1.2) Beschränkung der Zahl der Wirtschaftsteilneh-
mer, die zur Angebotsabgabe bzw. Teilnahme auf-
gefordert werden: –

IV.1.3) Verringerung der Zahl der Wirtschaftsteilnehmer
im Laufe der Verhandlung bzw. des Dialogs: –

IV.2) Zuschlagskriterien

IV.2.1) Zuschlagskriterien: Niedrigster Preis

IV.2.2) Angaben zur elektronischen Auktion

Eine elektronische Auktion wird durchgeführt:
Nein 

IV.3) Verwaltungsangaben

IV.3.1) Aktenzeichen beim öffentlichen Auftraggeber:
XEO 001-14

IV.3.2) Frühere Bekanntmachung(en) desselben Auf-
trags: Nein

IV.3.3) Bedingungen für den Erhalt von Ausschrei-
bungs- und ergänzenden Unterlagen bzw. der
Beschreibung:

Schlusstermin für die Anforderung von Unterla-
gen oder die Einsichtnahme: 19. März 2014.

Kostenpflichtige Unterlagen: Nein

IV.3.4) Schlusstermin für den Eingang der Angebote
oder Teilnahmeanträge: 25. März 2014, 10.00 Uhr.

IV.3.5) Tag der Absendung der Aufforderungen zur An-
gebotsabgabe bzw. zur Teilnahme an ausgewählte
Bewerber: –
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IV.3.6) Sprache(n), in der (denen) Angebote oder Teil-
nahmeanträge verfasst werden können: 
Folgende Amtssprache(n) der EU: DE

IV.3.7) Bindefrist des Angebots: bis 9. Mai 2014

IV.3.8) Bedingungen für die Öffnung der Angebote: 
25. März 2014, 10.00 Uhr.
Notkestraße 85, 22607 Hamburg, 
Gebäude 11a, Raum 012
Personen, die bei der Öffnung der Angebote an-
wesend sein dürfen: Ja, Bieter oder bevollmäch-
tigte Bietervertreter.

ABSCHNITT VI: WEITERE ANGABEN

VI.1) Angaben zur Wiederkehr des Auftrags: 
Dies ist ein wiederkehrender Auftrag: Nein

VI.2) Angaben zu Mitteln der Europäischen Union: 
Auftrag steht in Verbindung mit einem Vorhaben
und/oder Programm, das aus Mitteln der Europä-
ischen Union finanziert wird: Nein

VI.3) Zusätzliche Angaben: 
Bietergemeinschaften sind zugelassen. Die ge-
nannten Eignungsnachweise sind jeweils für die
einschlägigen Mitglieder einer Bietergemeinschaft
beizubringen. Fragen der Bewerber zu den Aus-
schreibungsunterlagen (Bieterfragen) sind bis zum
18. März 2014 (Eingang der Fragen) zu stellen.
Für später eingehende Fragen ist eine Beantwor-
tung bis zum Submissionstermin sichergestellt.

VI.4) Rechtsbehelfsverfahren/Nachprüfungsverfahren

VI.4.1) Zuständige Stelle für Rechtsbehelfs-/Nachprü-
fungsverfahren
Vergabekammern des Bundes 
beim Bundeskartellamt

Villemomblerstraße 76, 53123 Bonn,
Deutschland
Telefon: +49 / 228 94 99 - 0
Telefax:  +49 / 228 94 99 - 163
E-Mail: info@bundeskartellamt.bund.de

VI.4.2) Einlegung von Rechtsbehelfen: –

VI.4.3) Stelle, die Auskünfte über die Einlegung von
Rechtsbehelfen erteilt: –

VI.5) Tag der Absendung dieser Bekanntmachung:

7. Februar 2014

Hamburg, den 10. Februar 2014

European X-Ray Free-Electron Laser Facility GmbH
134

Gläubigeraufruf

Der Verein TraumBeruf Bühne e.V. ist aufgelöst wor-
den. Die Gläubiger werden gebeten, sich bei Herrn André
Ceada, Bartelsstraße 26, 20357 Hamburg, zu melden.

Hamburg, den 20. November 2013

Der Liquidator 135

Gläubigeraufruf

Der Verein Tauchclub Hamburg e.V. (Amtsgericht
Hamburg, VR 11572), Oststeinbeker Weg 25 b, 22117 Ham-
burg, ist aufgelöst worden. Zu Liquidatoren wurden Herr
Thomas Petschke, Oststeinbeker Weg 25 b, 22117 Hamburg,
und Herr Klaus Lagemann, Stolpmünder Straße 35 c, 22147
Hamburg, bestellt. Die Gläubiger werden gebeten, sich bei
den Liquidatoren zur Anmeldung ihrer Ansprüche zu
melden.

Hamburg, den 10. Januar 2014

Die Liquidatoren 136


